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URTEIL DES GERICHTSHOFES 
8. Juli 1992 * 

In der Rechtssache C-270/91 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Rechtsberater Eu­
genio de March als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: Roberto Hay-
der, Vertreter des Juristischen Dienstes, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Italienische Republik, vertreten durch Professor Luigi Ferrari Bravo, Leiter des 
Servizio del contenzioso diplomatico des Außenministeriums, als Bevollmächtigten, 
Beistand: Avvocato dello Stato Pier Giorgio Ferri, Zustellungsanschrift: Italieni­
sche Botschaft, 5, rue Marie-Adélaïde, Luxemburg, 

Beklagte, 

wegen Feststellung, daß die Italienische Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, daß sie der Kommission nicht die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften mitgeteilt hat, die erforderlich sind, um ihre 
Verpflichtungen aus der Richtlinie 89/321/EWG der Kommission vom 27. April 
1989 zur zweiten Änderung der Anhänge der Richtlinie 77/96/EWG des Rates 
über die Untersuchung von frischem Schweinefleisch auf Trichinen bei der Einfuhr 
aus Drittländern (ABl. L 133, S. 33) und aus der Richtlinie 89/360/EWG des Ra­
tes vom 30. Mai 1989 zur Änderung der Richtlinie 64/432/EWG hinsichtlich der 
Verwaltungsbezirke und der Einstellung serologischer Untersuchungen bestimmter 
Schweinearten auf Brucellose (ABl. L 153, S. 29) zu erfüllen, oder daß sie nicht 
die Maßnahmen erlassen hat, die erforderlich sind, um diesen Richtlinien inner­
halb der festgesetzten Frist nachzukommen, 

erläßt 

* Verfahrenssprache: Italienisch. 
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KOMMISSION / ITALIEN 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten F. Grévisse, 
P. J. G. Kapteyn, der Richter G. F. Mancini, C. N. Kakouris, J. C. Moitinho 
de Almeida, M. Diez de Velasco, M. Zuleeg und D. A. O. Edward, 

Generalanwalt: M. Darmon 
Kanzler: H. von Holstein, Hilfskanzler 

aufgrund des Berichts des Berichterstatters, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 15. Mai 
1992, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 
15. Oktober 1991 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Arti­
kel 169 EWG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß die Italienische Repu­
blik dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, 
daß sie der Kommission nicht die Rechts- und Verwaltungsvorschriften mitgeteilt 
hat, die erforderlich sind, um ihre Verpflichtungen aus der Richtlinie 
89/321/EWG der Kommission vom 27. April 1989 zur zweiten Änderung der An­
hänge der Richtlinie 77/96/EWG des Rates über die Untersuchung von frischem 
Schweinefleisch auf Trichinen bei der Einfuhr aus Drittländern (ABl. L 133, 
S. 33) und aus der Richtlinie 89/360/EWG des Rates vom 30. Mai 1989 zur Än­
derung der Richtlinie 64/432/EWG hinsichtlich der Verwaltungsbezirke und der 
Einstellung serologischer Untersuchungen bestimmter Schweinearten auf Brucel­
lose (ABl. L 153, S. 29) zu erfüllen, oder daß sie nicht die Maßnahmen erlassen 
hat, die erforderlich sind, um diesen Richtlinien innerhalb der festgesetzten Frist 
nachzukommen. 
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2 Gemäß Artikel 2 der Richtlinien 89/321 und 89/360 sind die Mitgliedstaaten ge­
halten, die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlassen, um 
diesen Richtlinien spätestens am 1. September 1989 bzw. am 1. Oktober 1989 
nachzukommen, und die Kommission unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

3 Nachdem die Kommission festgestellt hatte, daß die Italienische Republik inner­
halb der vorgeschriebenen Frist keine Mitteilung über die Umsetzung der beiden 
genannten Richtlinien in innerstaatliches Recht gemacht hatte, leitete sie ein Ver­
tragsverletzungsverfahren nach Artikel 169 EWG-Vertrag ein. Das Aufforderungs­
schreiben vom 26. Juni 1990 und die mit Gründen versehene Stellungnahme vom 
18. März 1991, die die Kommission an die Italienische Republik richtete, sind un­
beantwortet geblieben. 

4 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts, des Verfahrensablaufs sowie der 
Klagegründe und Argumente der Parteien wird auf den Bericht des Berichterstat­
ters verwiesen. Der Akteninhalt wird im folgenden nur insoweit wiedergegeben, als 
die Begründung des Urteils dies erfordert. 

5 Die Kommission macht geltend, die Mitgliedstaaten seien aufgrund des verbindli­
chen Charakters der Richtlinien gehalten, diesen innerhalb der vorgeschriebenen 
Fristen nachzukommen. Man könne nicht davon ausgehen, daß ein Mitgliedstaat 
allen seinen Verpflichtungen aus einer Richtlinie nachgekommen sei, solange nicht 
alle Bestimmungen dieser Richtlinie eindeutig Bestandteil seiner Rechtsvorschriften 
seien. 

6 Die Italienische Republik räumt ein, daß die in Frage stehenden Richtlinien nicht 
vollständig in die innerstaatliche Rechtsordnung umgesetzt worden seien, ohne 
dies jedoch näher zu erläutern. Der Vertragsverletzung könne durch Dekrete, de­
ren Erlaß anstehe, abgeholfen werden. 

I - 4428 



KOMMISSION / ITALIEN 

7 Unter diesen Umständen ist festzustellen, daß die Italienische Republik dadurch 
gegen ihre Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, daß sie nicht 
innerhalb der festgesetzten Fristen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlas­
sen hat, die erforderlich sind, um der Richtlinie 89/321/EWG der Kommission 
vom 27. April 1989 zur zweiten Änderung der Anhänge der Richtlinie 
77/96/EWG des Rates über die Untersuchung von frischem Schweinefleisch auf 
Trichinen bei der Einfuhr aus Drittländern und der Richtlinie 89/360/EWG des 
Rates vom 30. Mai 1989 zur Änderung der Richtlinie 64/432/EWG hinsichtlich 
der Verwaltungsbezirke und der Einstellung serologischer Untersuchungen be­
stimmter Schweinearten auf Brucellose nachzukommen. 

Kosten 

8 Gemäß Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da die Italienische Republik mit ihrem Vorbrin­
gen unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Italienische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus dem 
EWG-Vertrag verstoßen, daß sie nicht innerhalb der festgesetzten Fristen die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat, die erforderlich sind, um der 
Richtlinie 89/321/EWG der Kommission vom 27. April 1989 zur zweiten Ände­
rung der Anhänge der Richtlinie 77/96/EWG des Rates über die Untersuchung 
von frischem Schweinefleisch auf Trichinen bei der Einfuhr aus Drittländern 
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und der Richtlinie 89/360/EWG des Rates vom 30. Mai 1989 zur Änderung der 
Richtlinie 64/432/EWG hinsichtlich der Verwaltungsbezirke und der Einstellung 
serologischer Untersuchungen bestimmter Schweinearten auf Brucellose nachzu­
kommen. 

2) Die Italienische Republik trägt die Kosten des Verfahrens. 

Due Grévisse Kapteyn Mancini 

Kakouris Moitinho de Almeida Diez de Velasco Zuleeg Edward 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 8. Juli 1992. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident 

O. Due 
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